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Norm

B-VG Art.133 Abs4

MOG 2007 §19 Abs3

MOG 2007 86

MOG 2007 88i

VWGVG §24 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_
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-

VWGVG § 24 heute

VwWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

E

—_

. VWGVG § 28 heute
VwWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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Spruch
W229 2103953-1/7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag.a Elisabeth WUTZL als Einzelrichterin Utber die
Beschwerde des XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 14.11.2013, AZ XXXX,
betreffend Einheitliche Betriebspramie 2009, zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin
Mag.a Elisabeth WUTZL als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des rémisch 40, BNr. romisch 40, gegen den Bescheid
der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 14.11.2013, AZ rémisch 40, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2009, zu Recht:

A)

Der Beschwerde wird teilweise stattgegeben und der angefochtene Bescheid dahingehend abgeandert, dass
hinsichtlich der AlIm mit der BNr. XXXX keine Sanktion gemalR Art. 68 Abs. 1 VO (EG) Nr. 796/2004 verhangt, sondern die
Pramie auf Basis der ermittelten Fldche berechnet wird.Der Beschwerde wird teilweise stattgegeben und der
angefochtene Bescheid dahingehend abgedndert, dass hinsichtlich der AlIm mit der BNr. romisch 40 keine Sanktion
gemal Artikel 68, Absatz eins, VO (EG) Nr. 796 aus 2004, verhangt, sondern die Pramie auf Basis der ermittelten Flache
berechnet wird.

Gemal’ § 19 Abs. 3 MOG 2007 wird der AMA aufgetragen, gemalR diesen Vorgaben die entsprechenden Berechnungen
durchzufihren und das Ergebnis dem Beschwerdefuhrer bescheidmaRig mitzuteilen.Gemald Paragraph 19, Absatz 3,
MOG 2007 wird der AMA aufgetragen, gemal3 diesen Vorgaben die entsprechenden Berechnungen durchzufiihren und

das Ergebnis dem Beschwerdeflhrer bescheidmaRig mitzuteilen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Am 27.03.2009 stellte XXXX (im Folgenden: Antragsteller), der Vater des nunmehrigen Beschwerdefihrers einen
Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2009 fur in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen. Der Antragsteller war im gegenstandlichen Antragsjahr Bewirtschafter der Alm mit der BNr.1.
Am 27.03.20009 stellte romisch 40 (im Folgenden: Antragsteller), der Vater des nunmehrigen Beschwerdefihrers einen
Mehrfachantrag-Flachen flr das Antragsjahr 2009 fir in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher

konkretisierte Flachen. Der Antragsteller war im gegenstandlichen Antragsjahr Bewirtschafter der Alm mit der BNr.

XXXX und Almauftreiber auf der AlIm mit der BNr. XXXX, fur die deren Bewirtschafter ebenfalls einen Mehrfachantrag-
Flachen fir das gegenstandliche Antragsjahr stellte.réomisch 40 und Almauftreiber auf der AlIm mit der BNr. rémisch 40

, fur die deren Bewirtschafter ebenfalls einen Mehrfachantrag-Flachen fir das gegenstandliche Antragsjahr stellte.

2. Am 12.11.2009 fand am Heimbetrieb des Antragstellers eine Vor-Ort-Kontrolle statt, bei der diverse
Flachenabweichungen festgestellt wurden. Die Vor-Ort-Kontrolle ergab fur das gegenstandliche Antragsjahr eine
Heimflache von lediglich 10,39 ha.

3. Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2009, AZ XXXX, wurde dem Antragsteller fir das Antragsjahr 2009 eine Einheitliche
Betriebspramie in Hohe von EUR 1.085,92 gewahrt. Dabei wurden 23,29 Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache
im Ausmal von 17,57 ha, davon 6,94 ha Almflache, ein Minimum Flache/ZA von 17,52, sowie eine ermittelte Flache im
Ausmald von 17,52 ha zugrunde gelegt, sodass sich keine Differenzflaiche ergab. Dieser Bescheid wurde nicht
angefochten.3. Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2009, AZ rémisch 40 , wurde dem Antragsteller fur das Antragsjahr
2009 eine Einheitliche Betriebspramie in Hohe von EUR 1.085,92 gewahrt. Dabei wurden 23,29 Zahlungsansprtiche,
eine beantragte Flache im Ausmal von 17,57 ha, davon 6,94 ha Almflache, ein Minimum Flache/ZA von 17,52, sowie
eine ermittelte Flache im Ausmal von 17,52 ha zugrunde gelegt, sodass sich keine Differenzflache ergab. Dieser
Bescheid wurde nicht angefochten.


https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/19

4. Am 05.07.2010 wurde der AMA ein Bewirtschafterwechsel mit Ubernahme aller Verpflichtungen vom Antragsteller
auf den Beschwerdefiihrer mit Ubernahme der Betriebsnummer XXXX angezeigt.4. Am 05.07.2010 wurde der AMA ein
Bewirtschafterwechsel mit Ubernahme aller Verpflichtungen vom Antragsteller auf den Beschwerdefiihrer mit
Ubernahme der Betriebsnummer rémisch 40 angezeigt.

5. Der Antragsteller verstarb am 27.07.2011. Mit Einantwortungsbeschluss vom 03.04.2012 des Bezirksgerichts Kufstein
wurde den erbsantrittserklarten Erben, namlich der Witwe XXXX, dem Sohn XXXX, dem Sohn XXXX, der Tochter
XXXXsowie dem Sohn XXXX (nunmehriger Beschwerdeflihrer), der Nachlass eingeantwortet.5. Der Antragsteller
verstarb am 27.07.2011. Mit Einantwortungsbeschluss vom 03.04.2012 des Bezirksgerichts Kufstein wurde den
erbsantrittserklarten Erben, namlich der Witwe rémisch 40, dem Sohn rémisch 40, dem Sohn romisch 40, der Tochter

XXXXsowie dem Sohn rémisch 40 (nunmehriger Beschwerdefihrer), der Nachlass eingeantwortet.

6. Am 09.10.2012 fand auf der Alm mit der BNr. XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle statt, bei der diverse
Flachenabweichungen festgestellt wurden. Die Vor-Ort-Kontrolle ergab fur das gegenstandliche Antragsjahr eine
Almfutterflache von lediglich 5,55 ha.6. Am 09.10.2012 fand auf der Alm mit der BNr. rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle
statt, bei der diverse Flachenabweichungen festgestellt wurden. Die Vor-Ort-Kontrolle ergab fiir das gegenstandliche

Antragsjahr eine Almfutterflache von lediglich 5,55 ha.

7. Mit Bescheid der AMA vom 14.11.2013, AZ XXXX, wurde der Bescheid vom 30.12.2009 abgeandert und flr das
Antragsjahr 2009 eine Einheitliche Betriebspramie in Hohe von EUR 884,41 gewahrt und der Differenzbetrag in Hohe
von EUR 201,51 rickgefordert. Dabei wurden 23,29 Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache von im AusmalR 16,83
ha, davon 6,20 Almflache, ein Minimum Flache/ZA im Ausmald von 16,78, sowie eine ermittelte Flache im Ausmal3 von
15,94 ha, davon 5,55 ha Almflache zugrunde gelegt, was eine Differenzflache von 0,84 ha ergab. Anlasslich der Vor-Ort-
Kontrolle vom 12.11.2009 seien Flachenabweichungen von Uber 3 % oder Uber 2 ha und bis hdchstens 20 % festgestellt
worden, daher sei der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache geklrzt worden. Dieser Bescheid wurde den
Erben des Antragstellers zugestellt.7. Mit Bescheid der AMA vom 14.11.2013, AZ romisch 40 , wurde der Bescheid vom
30.12.2009 abgeandert und fur das Antragsjahr 2009 eine Einheitliche Betriebspramie in Héhe von EUR 884,41 gewahrt
und der Differenzbetrag in Héhe von EUR 201,51 ruckgefordert. Dabei wurden 23,29 Zahlungsanspruche, eine
beantragte Flache von im Ausmald 16,83 ha, davon 6,20 Almflache, ein Minimum Flache/ZA im Ausmal von 16,78,
sowie eine ermittelte Flache im AusmafR von 15,94 ha, davon 5,55 ha Almflache zugrunde gelegt, was eine
Differenzflache von 0,84 ha ergab. Anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle vom 12.11.2009 seien Flachenabweichungen von
Uber 3 % oder Uber 2 ha und bis héchstens 20 % festgestellt worden, daher sei der Beihilfebetrag um das Doppelte der
Differenzflache geklrzt worden. Dieser Bescheid wurde den Erben des Antragstellers zugestellt.

8. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer mit Schreiben vom 02.12.2013, bei der Behérde eingelangt am
06.12.2013, Beschwerde und beantragte:

1. den angefochtenen Bescheid ersatzlos zu beheben, andernfalls

2. den angefochtenen Bescheid in der Weise abzuandern, dass

a) die Bemessung der Ruckzahlung nach Mal3gabe seiner Beschwerdegriinde erfolge und

b) jedenfalls keine Kirzungen und Ausschlisse verfligt warden,

3. auszusprechen, dass die Ruckzahlung bis zur rechtskraftigen Beendigung dieses Verfahrens aufgeschoben sei,

4. jedenfalls ihm samtliche Prufberichte samt Schlagbezeichnungen der kontrollierten Alm(en) im Rahmen seines
Parteiengehdrs vorzulegen,

5. einen Augenschein an Ort und Stelle durchzufuhren,
6. mit einem Feststellungsbescheid die Alm-Referenzflache auszusprechen und

7. den Ausspruch Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung abandern und der Beschwerde aufschiebende
Wirkung zuerkennen.

Die Ergebnisse der frUheren amtlichen Erhebungen seien nicht berucksichtigt worden. Landschaftselemente seien
ebenfalls nicht bertcksichtigt worden. Die beihilfefahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der
gebotenen Sorgfalt vorschriftsmaRig nach den ortlichen Verhdltnissen ermittelt und die Feststellungen im einzelnen



fachlich begrundet worden. Dem Beschwerdefuhrer treffe daher kein Verschulden. Kirzungen und Ausschlisse seien
nicht anzuwenden. Es liege vielmehr ein Irrtum der zustandigen Behdrde durch die Nichtbertcksichtigung friherer
VOK vor, der vom Beschwerdefiihrer billigerweise nicht habe erkannt werden kénnen. Durch die Anderung des
Messsystems ohne Verdnderungen des Naturzustandes ab dem Herbstantrag 2010 und ohne Anderung der
Bewirtschaftungsverhaltnisse habe sich die relevante Futterfliche daher geandert. Es treffe den Antragsteller daher
auch kein Verschulden an einem unrichtigen Férderantrag. Es sei auf die Behdrdenpraxis bei der Feststellung von
Futterflachen, wie sie vor 2010 praktiziert worden sei, vertraut worden. Ab 2010 sei der prozentuelle NLN-Faktor
eingeflihrt worden, der nun aber zu Unrecht auch auf die Wirtschaftsjahre vor 2010 angewendet worden sei. Mit
seinem Antrag auf rlckwirkende Richtigstellung habe er die Reduktion der Flache auch fir das Jahr 2009 beantragt,
was von der Behorde unberlcksichtigt geblieben sei. Der Ruckforderungsanspruch sei bereits verjahrt. Die verhangte
Strafe sei unangemessen hoch. Der Beschwerdefiihrer stellte den Beweisantrag, die Behdrde moge ihm die
entsprechenden Prifberichte Ubermitteln. Der Beschwerde sei aufschiebende Wirkung zuzuerkennen.

9. Am 30.01.2014 langte bei der AMA ein Schreiben der Landwirtschaftskammer Tirol ("Bestatigung gemal Task Force
Almen") ein, mit dem fiir das Antragsjahr 2009 bestatigt wird, dass die jeweiligen Almfutterflichen der Alm mit der BNr.
XXXX im Rahmen einer amtlichen Ermittlung (Digitalisierung) nach bestem Wissen und Gewissen auf Basis des
Almleitfadens nach den Vorgaben der AMA ermittelt worden und die Flachenabweichungen dem Landwirt und der
Landwirtschaftskammer nicht erkennbar gewesen seien.9. Am 30.01.2014 langte bei der AMA ein Schreiben der
Landwirtschaftskammer Tirol ("Bestatigung gemafd Task Force Almen") ein, mit dem fiir das Antragsjahr 2009 bestatigt
wird, dass die jeweiligen Almfutterflaichen der Alm mit der BNr. romisch 40 im Rahmen einer amtlichen Ermittlung
(Digitalisierung) nach bestem Wissen und Gewissen auf Basis des Almleitfadens nach den Vorgaben der AMA ermittelt
worden und die Flachenabweichungen dem Landwirt und der Landwirtschaftskammer nicht erkennbar gewesen seien.

10. Am 15.9.2014 langte bei der AMA Wien Schreiben des Antragstellers betitelt "Erkldrung des Auftreibers gemalig 8i
MOG", in der er angab, im Antragsjahr 2009 auf die Alm mit der Betriebsnummer XXXXaufgetrieben zu haben. Er habe
von der Zuverlassigkeit des Antragstellers ausgehen kdnnen und habe somit die zumutbare Sorgfalt gewahrt.10. Am
15.9.2014 langte bei der AMA Wien Schreiben des Antragstellers betitelt "Erklarung des Auftreibers gemaR Paragraph 8
i, MOG", in der er angab, im Antragsjahr 2009 auf die Alm mit der Betriebsnummer XXXXaufgetrieben zu haben. Er
habe von der Zuverlassigkeit des Antragstellers ausgehen kénnen und habe somit die zumutbare Sorgfalt gewahrt.

11. Die Beschwerde wurde gemaR § 14 Abs. 2 letzter Satz VwWGVG dem Bundesverwaltungsgericht unter Anschluss der
Akten des Verwaltungsverfahrens vorgelegt.11. Die Beschwerde wurde gemaR Paragraph 14, Absatz 2, letzter Satz
VwGVG dem Bundesverwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorgelegt.

12. Am 19.11.2015 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine als "Report" bezeichnete Nachreichung zur
Beschwerdevorlage der belangten Behorde ein, in dem ua. ausgeflihrt wurde, dass der Beschwerdefihrer im Rahmen
der vorliegenden Beschwerde durch Vorlage einer Erklarung glaubhaft gemacht habe, dass ihm keine Umstande
erkennbar gewesen seien, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragsstellers der Alm-/Weidefutterflachen mit der BNr.
XXXX zweifeln hatten lassen kdnnen. Da ihn demnach keine Schuld an der Abweichung der angemeldeten von der
ermittelten Flache hinsichtlich der erwahnten Alm treffe, sei eine Richtigstellung der Flache ohne Sanktion
vorzunehmen (§ 8i MOG 2007).12. Am 19.11.2015 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine als "Report" bezeichnete
Nachreichung zur Beschwerdevorlage der belangten Behorde ein, in dem ua. ausgefuhrt wurde, dass der
Beschwerdefiihrer im Rahmen der vorliegenden Beschwerde durch Vorlage einer Erklarung glaubhaft gemacht habe,
dass ihm keine Umstande erkennbar gewesen seien, die ihn an der Zuverl3ssigkeit des Antragsstellers der Alm-
/Weidefutterflachen mit der BNr. romisch 40 zweifeln hatten lassen kénnen. Da ihn demnach keine Schuld an der
Abweichung der angemeldeten von der ermittelten Flache hinsichtlich der erwahnten Alm treffe, sei eine
Richtigstellung der Fldche ohne Sanktion vorzunehmen (Paragraph 8 i, MOG 2007).

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenromisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Hinsichtlich der Feststellung des Sachverhalts wird auf die in Punkt I. "Verfahrensgang" gemachten Ausfihrungen
verwiesen.Hinsichtlich der Feststellung des Sachverhalts wird auf die in Punkt rémisch eins. "Verfahrensgang"
gemachten Ausfihrungen verwiesen.

2. Beweiswurdigung:
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Die angeflihrten Feststellungen ergeben sich aus dem Verwaltungsakt und wurden nicht bestritten. Die Ergebnisse der
Vor-Ort-Kontrolle 2013 wurden vom Beschwerdeflhrer nicht konkret und substantiiert bestritten und waren der
gerichtlichen Entscheidung daher zugrunde zu legen.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Die Beschwerde ist rechtzeitig und auch sonst zuldssig. GemalR8 6 BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht Einzelrichterzustandigkeit.3.1. Die Beschwerde ist
rechtzeitig und auch sonst zuldssig. Gemal Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels

spezieller Bestimmung besteht Einzelrichterzustandigkeit.

Gemall 8 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007, ist die AMA zustandige Marktordnungs-,
Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der
Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen
Marktordnungsrechts vorbehalt. Gemaf Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 55 aus 2007, ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemald § 1 AMA-Gesetz, BGBI. Nr. 376/1992, kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch
Verordnungen, die aufgrund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA
unmittelbar als Bundesbehdrde besorgt werden.Gemal3 Paragraph eins, AMA-Gesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 376 aus
1992,, kénnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die aufgrund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehoérde
besorgt werden.

3.2. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwWGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR8 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG
mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr.
194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 -
DVG, BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen
sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.3.2. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme
des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI. romisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. réomisch eins
2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaf Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen
des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rdmisch vier. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29
aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR
anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

3.3. Zu A) Mal3gebliche Rechtsgrundlagen

3.3.1. Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln flir Direktzahlungen im
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (im Folgenden VO (EG) 73/2009):3.3.1.
Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen
der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und
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zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (im Folgenden VO (EG) 73
aus 2009,):

"Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbdume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind.
Artikel 33

Zahlungsanspruche

Betriebsinhaber kdnnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemaR der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsanspriche besitzen, die sie gemaR der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprtiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],
erhalten haben. [...].

Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprtichen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsanspruichen besteht Anspruch auf

die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.
(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch far nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[..].
Artikel 35
Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fur die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begrindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt.

[...].
Artikel 37

Mehrfachantrage



Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

3.3.2. Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem
nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe, ABI. L
141, 30.4.2004, S. 18, im Folgenden VO (EG) 796/2004:3.3.2. Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, der Kommission vom
21. April 2004 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und
zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, des Rates mit
gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe, Amtsblatt L 141, 30.4.2004, S. 18, im Folgenden VO (EG)
796/2004:

"Artikel 2

Definitionen

[..]

(22) "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fir die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden

Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;
[..].

Artikel 11

Einreichung des Sammelantrags

(1) Ein Betriebsinhaber kann im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen nur einen Sammelantrag pro Jahr

einreichen.

[...]

(2) Der Sammelantrag ist bis zu einem von den Mitgliedstaaten auf spatestens 15. Mai des Jahres festzusetzenden
Termin einzureichen. Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden kénnen den Termin auf spdtestens 15. Juni
festsetzen.

[...]
Artikel 15
Anderungen des Sammelantrags

(1) Nach Ablauf der Einreichungsfrist fur den Sammelantrag konnen einzelne landwirtschaftliche Parzellen,
gegebenenfalls zusammen mit den entsprechenden Zahlungsanspruchen, die im Hinblick auf flachenbezogene
Beihilferegelungen im Sammelantrag noch nicht ausgewiesen waren, in den Sammelantrag aufgenommen werden,

sofern die Voraussetzungen fur die betreffenden Beihilferegelungen erfullt sind.

Unter den gleichen Bedingungen kénnen Anderungen hinsichtlich der Nutzung oder der Beihilferegelung bei einzelnen

landwirtschaftlichen Parzellen vorgenommen werden, die im Sammelantrag bereits ausgewiesen sind.

[...]

(3) Hat die zustandige Behorde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Sammelantrag
hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, und werden bei dieser
Kontrolle UnregelmaRigkeiten festgestellt, so sind Anderungen im Sinne von Absatz 1 fur die von einer
UnregelmaBigkeit betroffenen Parzellen nicht mehr zulassig.

[...]
Artikel 30



Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit geeigneten Mitteln bestimmt, die von der zustandigen
Behorde festgelegt werden und eine mindestens gleichwertige Messgenauigkeit wie die nach den einzelstaatlichen
Vorschriften durchgefiihrten amtlichen Messungen gewahrleisten mussen. Die zustandige Behorde kann eine
Toleranzmarge festlegen, die folgende Werte nicht Gberschreiten darf:

a) bei Parzellen von weniger als 0,1 ha einen auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von 1,5 m,

b) bei anderen Parzellen 5 % der Flache der landwirtschaftlichen Parzelle oder einen auf den Parzellenumfang
angewendeten Pufferwert von 1,5 m. Die Hochsttoleranz fir die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch
einen Absolutwert von 1,0 ha nicht Gberschreiten.

Die Toleranzmarge nach Unterabsatz 1 gilt nicht fir Olbaumparzellen, deren Fliche entsprechend Anhang XXIV
Nummern 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 in Oliven-GIS-ha berechnet wird.Die Toleranzmarge nach
Unterabsatz 1 gilt nicht fiir Olbaumparzellen, deren Flache entsprechend Anhang rémisch 24 Nummern 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1973 aus 2004, in Oliven-GIS-ha berechnet wird.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bertcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache bertcksichtigt. Fir Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere
Hecken, Graben oder Mauern, traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind,
kénnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt,
sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu bestimmende Gesamtbreite nicht tbersteigt. Diese Breite muss der in der

betreffenden Region traditionell Gblichen Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Uberschreiten.

Die Mitgliedstaaten kdnnen nach vorheriger Mitteilung an die Kommission eine grol3ere Breite als zwei Meter zulassen,
wenn die betreffenden Flachen fir landwirtschaftliche Kulturpflanzen bei der Festsetzung der Ertrage der

betreffenden Regionen bertcksichtigt wurden.

(3) Uber die Bestimmungen des Absatzes 2 hinaus sind bei den zur Betriebspramienregelung angemeldeten Parzellen
alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang Ill der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgeflhrten Rechtsakten
genannt oder Bestandteil des in Artikel 5 und Anhang IV derselben Verordnung bezeichneten guten
landwirtschaftlichen und o6kologischen Zustands sein koénnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen
Parzelle.(3) Uber die Bestimmungen des Absatzes 2 hinaus sind bei den zur Betriebspramienregelung angemeldeten
Parzellen alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang rémisch drei der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,
aufgefihrten Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 5 und Anhang rémisch vier derselben Verordnung
bezeichneten guten landwirtschaftlichen und 0Okologischen Zustands sein konnen, Teil der Gesamtflache der
landwirtschaftlichen Parzelle.

(4) Die Beihilfefahigkeit der landwirtschaftlichen Parzellen wird mit geeigneten Mitteln Uberpraft. Hierzu wird
erforderlichenfalls die Vorlage entsprechender zusatzlicher Belege verlangt.

Artikel 50
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal3 Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003, die ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der
Berechnung des Beihilfebetrags die angegebene Flache berucksichtigt.(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen
der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fir Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaf3
Titel rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, die ermittelte Flache einer
Kulturgruppe uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die
angegebene Flache berucksichtigt.

(2) Ergibt sich bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung eine Abweichung zwischen den
angemeldeten Zahlungsanspriichen und der angemeldeten Flache so wird, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51
und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse aufgrund der tatsachlich ermittelten Flache, fur die Berechnung



der Zahlung die niedrigere der beiden Gré3en zugrunde gelegt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal3 Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003, die im Sammelantrag angegebene Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die
Beihilfe, unbeschadet der gemall den Artikeln 51 und 53 vorzunehmenden Kurzungen und Ausschlisse, auf der
Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen
der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaf3
Titel romisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die im Sammelantrag angegebene
Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaR den Artikeln
51 und 53 vorzunehmenden Kiirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der flr diese Kulturgruppe ermittelten
Flache berechnet.

[...]
Artikel 51
Karzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererkldrungen

(1) M4 Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der flaichenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Beihilfen fir Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemafR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, Uber der gemal Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung
ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, geklrzt um das Doppelte der
festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der
ermittelten Flache ausmacht.(1) M4 Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaf Titel
rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Uber der gemaR Artikel 50 Absatze 3, 4 und
5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache,
gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz lber 3 % oder 2 ha liegt, aber
nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die festgestellte Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine
flachenbezogene Beihilfe gewahrt.

[...]
Artikel 68
Ausnahmen von der Anwendung der Karzungen und Ausschlisse

(1) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.(1) Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

[...]
Artikel 73
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Riickzahlung dieser Betrdge zuzlglich der gemaR
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

(2) Die Mitgliedstaaten koénnen beschlieBen, den zu Unrecht gezahlten Betrag wiedereinzuziehen, indem sie den
entsprechenden Betrag von Vorschiissen oder Zahlungen abziehen, die der betreffende Betriebsinhaber nach Erlass
des Ruckforderungsbescheids im Rahmen der Beihilferegelungen gemaR den Titeln Il und IV der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 erhalt. Der Betriebsinhaber kann diesen Betrag jedoch zurtickzahlen, ohne den Abzug abzuwarten.(2) Die
Mitgliedstaaten konnen beschlielen, den zu Unrecht gezahlten Betrag wiedereinzuziehen, indem sie den
entsprechenden Betrag von Vorschiissen oder Zahlungen abziehen, die der betreffende Betriebsinhaber nach Erlass



des Ruckforderungsbescheids im Rahmen der Beihilferegelungen gemal? den Titeln rémisch drei und rémisch vier der
Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhdlt. Der Betriebsinhaber kann diesen Betrag jedoch zurtickzahlen, ohne den
Abzug abzuwarten.

(3) Die Zinsen werden fir den Zeitraum zwischen der Ubermittlung des Rickforderungsbescheids an den
Betriebsinhaber und der tatsachlichen Rickzahlung bzw. dem Abzug berechnet.

Der anzuwendende Zinssatz wird nach Mal3gabe der einschldgigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf
jedoch nicht niedriger sein als der bei der Ruckforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende
Zinssatz.

(4) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.

(5) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal’ Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt
wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind.

Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre verkirzt, wenn der Beglnstigte in gutem Glauben
gehandelt hat.

(6) FUr Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemal3 den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zuriickgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.(6) Fir Betrage, die aufgrund von
Kirzungen und Ausschlissen gemal3 den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels rémisch vier zurtickgezahlt
werden miussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.

(7) Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschussen.

[..]"

3.3.3. Art. 3 der Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der
finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften (im Folgenden: VO (EG) 2988/95) lautet:3.3.3. Artikel 3, der
Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europdischen Gemeinschaften (im Folgenden: VO (EG) 2988/95) lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine kirzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmafRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
UnregelmaRigkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschluss des Programmes.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustdndigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne dass die zustéandige Behdrde eine Sanktion verhdngt hat; ausgenommen sind die Falle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemald Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

3.3.4. § 8i Abs. 1 MOG 2007 lautet:3.3.4. Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 lautet:
"Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§ 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
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beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemal3 der genannten
Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fur den Weinsektor, ABI. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Klrzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fir den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten konnen."Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. GemaR Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemafl der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fur den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kurzungen und
AusschlUsse keine Anwendung, wenn fir den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflaichen zweifeln lassen hatten kdnnen."

3.4. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

3.4.1. Im vorliegenden Fall ergab sich im Hinblick auf das Antragsjahr 2009 eine Differenz zwischen beantragter und
ermittelter Flache von 0,84 ha.

Der vorgelegte Report der AMA sowie die hierzu ergangene Stellungnahme weisen darauf hin, dass die AMA selbst,
nunmehr - abweichend von der im Bescheid geduRerten Rechtsmeinung - die Rechtsmeinung vertritt, dass eine
Richtigstellung der Flache ohne Sanktion geboten ist. Der Beschwerde war somit in diesem Umfang stattzugeben. Auf
das Beschwerdebegehren betreffend Kirzungen und Ausschliisse sowie das auf das fehlende Verschulden abzielende
Beschwerdebegehren war somit nicht weiter einzugehen.

3.4.2. Zum weiteren Beschwerdevorbringen ist folgendes auszufuhren:

Der Beschwerdefiihrer geht in seiner Beschwerde zudem von einem Irrtum der Behdrde aus, weil sich die
Messsysteme bzw. Messgenauigkeit geandert hatten. Nach den oben angefiihrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur
die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt
werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000
einen Leitfaden zur Verfigung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In
diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche
unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der
Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise Gerdliflaichen, wurde keine
spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen
zu beantragen (vgl. Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010 stellte die AMA fUr die Berechnung des sogenannten NLN-
Faktors (=nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfigung, bei dem nach
Abschatzung des Uberschirmungsgrades die Abschitzung der ibrigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen
konnte. Wenn der Beschwerdefuhrer einen Irrtum der Behdrde darin erblickt, dass diese unzulangliche
Flachenfeststellungssysteme zur Verflgung gestellt hat, Ubersieht er, dass die Behdrde dem Antragsteller lediglich
Hilfsmittel zur Verflgung zu stellen hat, die Verantwortung fur die Richtigkeit der Angaben aber beim Antragsteller
verbleiben (VwGH 28.06.2016, 2013/17/0025-16). Die Beschwerde enthdlt keine konkreten Angaben, bei welchen
Schlagen sich Abweichungen ausschlielich durch den neuen NLN-Faktor ergeben hatten. Die Ergebnisse der Vor-Ort-
Kontrollen beruhen im Ubrigen nicht ausschlieRlich auf einem verbesserten Luftbild, sondern insbesondere auf einer
Begutachtung der Alm vor Ort.Der BeschwerdefUhrer geht in seiner Beschwerde zudem von einem Irrtum der Behorde
aus, weil sich die Messsysteme bzw. Messgenauigkeit geandert hatten. Nach den oben angefiihrten Rechtsvorschriften
ist jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kénnen nur insoweit
beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf
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Flachen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die
AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfligung, der die Ermittlung der Futterflaiche auf Almen erleichtern sollte
("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der
unproduktiven Flache unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der
nach Abzug der Gberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise Gerdllflachen,
wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die
beihilfefahigen Flachen zu beantragen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010 stellte die AMA fir die
Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (=nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell
zur Verfiigung, bei dem nach Abschitzung des Uberschirmungsgrades die Abschatzung der Gbrigen unproduktiven
Flache in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Wenn der Beschwerdefuhrer einen Irrtum der Behorde darin erblickt, dass
diese unzulangliche Flachenfeststellungssysteme zur Verflgung gestellt hat, Ubersieht er, dass die Behérde dem
Antragsteller lediglich Hilfsmittel zur Verfigung zu stellen hat, die Verantwortung fur die Richtigkeit der Angaben aber
beim Antragsteller verbleiben (VwGH 28.06.2016, 2013/17/0025-16). Die Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben,
bei welchen Schlagen sich Abweichungen ausschlieBlich durch den neuen NLN-Faktor ergeben hdatten. Die Ergebnisse
der Vor-Ort-Kontrollen beruhen im Ubrigen nicht ausschlieRlich auf einem verbesserten Luftbild, sondern
insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort.

Soweit der BeschwerdefUhrer argumentiert, es ergebe sich ein Irrtum der Behdrde aus der Berechnung von
Landschaftselementen ist auszuflhren, dass er nicht konkret vorbringt, welche Landschaftselemente im
angefochtenen Bescheid nicht bertcksichtigt wurden und in welcher Weise diese zu berlcksichtigen gewesen waren,
ist die Vorgangsweise der Behdrde auch in diesem Punkt nicht zu beanstanden.

Art. 3 Abs. 1 der "horizontalen" VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 gilt generell fir UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das
Unionsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktordnung (VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vgl.
Busse/Haarstrich, Agrarférderrecht, S. 80). GemaR dieser Bestimmung beginnt die vierjahrige Verjahrungsfrist bei
andauernden oder wiederholten Unregelmaligkeiten an dem Tag zu laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet
wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fir Mehrfachantrage-Flachen fir mehrere Jahre vor, so liegt
eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die Verjahrungsfrist frihestens mit Einbringung des letzten
fehlerhaften Mehrfachantrages-Flachen zu laufen (vgl. VG Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise VWGH
07.10.2013, 2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur Rickforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch fur
verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs. C-278/02, Handlbauer). Dartiber hinaus hat die Vor-Ort-
Kontrolle aus 2012 die Verjahrung jedenfalls unterbrochen (vgl. VWGH 29.05.2015, 2012/17/0198). Gegenstandlich ist
daher nicht Verjahrung eingetreten.Artikel 3, Absatz eins, der "horizontalen" VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 gilt generell
far UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktordnung
(VWGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vergleiche Busse/Haarstrich, Agrarférderrecht, S. 80). Gemald dieser Bestimmung
beginnt die vierjahrige Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten an dem Tag zu
laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur
Mehrfachantrage-Flachen fir mehrere Jahre vor, so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die
Verjahrungsfrist frihestens mit Einbringung des letzten fehlerhaften Mehrfachantrages-Flachen zu laufen vergleiche
VG Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise VWGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur
Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch fur verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs.
C-278/02, Handlbauer). Dartiber hinaus hat die Vor-Ort-Kontrolle aus 2012 die Verjahrung jedenfalls unterbrochen
vergleiche VWGH 29.05.2015, 2012/17/0198). Gegenstandlich ist daher nicht Verjahrung eingetreten.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.

Zum Begehren mit einem eigenen Feststellungsbescheid, die Alm-Referenzflaiche auszusprechen, wird auf die
diesbeziigliche Rechtsprechung des VWGH verwiesen, wonach weder eine unionsrechtliche noch eine innerstaatliche
gesetzliche Grundlage fur eine gesonderte Festsetzung der Referenzflaiche mittels Feststellungsbescheid besteht
(VwGH 10.10.2016, Ra 2014/17/0014).

Zum Beweisantrag, es mogen dem Beschwerdefiihrer samtliche Prifberichte samt Schlagbezeichnungen der
kontrollierten Alm(en) vorgelegt werden, ist festzustellen, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage fur die
Gewahrung der Beihilfe darstellen, dem Landwirt, insbesondere als Almobmann, online im Rahmen der Internet-
Applikation INVEKOS-GIS zur Verfligung stehen, soweit diese nicht ohnehin personlich zugestellt werden (8 10
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INVEKOS-GIS-Verordnung).Zum Beweisantrag, es mogen dem Beschwerdefihrer samtliche Prufberichte samt
Schlagbezeichnungen der kontrollierten Alm(en) vorgelegt werden, ist festzustellen, dass samtliche Daten und
Unterlagen, die Grundlage fur die Gewahrung der Beihilfe darstellen, dem Landwirt, insbesondere als Almobmann,
online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur Verfugung stehen, soweit diese nicht ohnehin persénlich
zugestellt werden (Paragraph 10, INVEKOS-GIS-Verordnung).

Vor diesem Hintergrund erlbrigt sich ein Eingehen auf den Antrag, der Beschwerde aufschiebende Wirkung

zuzuerkennen.

Von der Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung sowie eines Lokalaugenscheins konnte abgesehen werden, da
das Verfahren ausschlief3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht substantiiert bestritten
wurden. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung
von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VwGH 20.03.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt
offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
(INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EuGH Urteil vom 27. Juni 2013, C-93/12
Agrokonsulting).Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung sowie eines Lokalaugenscheins konnte
abgesehen werden, da das Verfahren ausschlieRlich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht
substantiiert bestritten wurden. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass
dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VwWGH 20.03.2014,
2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche
EuGH Urteil vom 27. Juni 2013, C-93/12 Agrokonsulting).

3.5. Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemafR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |dsenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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